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Entschließungsantrag 
der SPD-Fraktion, 
der Fraktion DIE LINKE und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
 
zu der Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres und Kommunales (Druck-
sache 6/4528) zum Entwurf des Leitbildes für die Verwaltungsstrukturreform 2019 
(Drucksache 6/1788) 
 
 
Die Verwaltungsstrukturreform als Chance für das Land Brandenburg 
Bürgerbeteiligung ausbauen, leistungsfähige Verwaltungsstrukturen schaffen 
und nachhaltige Kommunalfinanzen sichern 
 
Der Landtag stellt fest: 
 
Die Enquete-Kommission "Kommunal- und Landesverwaltung - bürgernah, effektiv 
und zukunftsfest - Brandenburg 2020" hat in ihrem am 25. Oktober 2013 vorgelegten  
Abschlussbericht grundlegenden Reformbedarf bei den Verwaltungsstrukturen im 
Land festgestellt. Die Strukturen und Aufgaben des Landes, der Landkreise sowie 
der Städte und Gemeinden müssen an die veränderten Rahmenbedingungen ange-
passt werden. Der Landtag sieht diesen Reformbedarf. Wir stehen vor der Heraus-
forderung, auch in Zukunft handlungsfähige Verwaltungen für alle Einwohnerinnen 
und Einwohner im ganzen Land, auch in den berlinfernen Regionen zu sichern. 
 
Eine Verwaltungsstrukturreform mit einer modernen Kreisgebietsreform, die regiona-
le, historische und kulturelle Identitäten berücksichtigt, ist vor dem Hintergrund des 
demografischen Wandels und der sich verändernden Finanzbedingungen notwendig. 
Für den Landtag Brandenburg steht dabei die Sicherung gleichwertiger Lebensbe-
dingungen für alle Brandenburgerinnen und Brandenburger im Zentrum staatlichen 
Handelns. Dazu bedarf es einer aktiven und zukunftsfähigen Verwaltung vor Ort, um 
öffentliche Daseinsvorsorge zukunftsfest und generationengerecht im ganzen Land 
vorzuhalten. Dazu sollen die von der Reform betroffenen Landkreise und kreisfreien 
Städte finanziell nachhaltig entlastet werden. Im Zusammenspiel mit der geplanten 
Teilentschuldung werden hochverschuldete Kommunen dadurch in die Lage versetzt, 
dass sie in einem Zeitraum von etwa zehn Jahren auch durch eigenes Handeln 
schuldenfrei werden und dabei zugleich einen Spielraum für freiwillige Leistungen 
behalten können. 
 
Mit dem öffentlichen Dialog zum Entwurf eines Leitbildes für eine Verwaltungsstruk-
turreform ist der dringende Handlungsbedarf überall im Land diskutiert worden. Es 
wurde vermittelt, dass das Leitbild den Rahmen für das kommende gesetzgeberische 
Handeln bildet. Gerade für die kreisfreien Städte war der Dialogprozess die Chance, 
eigene Vorschläge zu machen und den Rahmen für freiwillige Veränderungen zu 
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nutzen. Es ist eben nicht vorrangig die Kreisfreiheit, die den Wert von Städten aus-
macht und woran sich die Attraktivität und Zukunftsperspektiven messen lassen. 
Entscheidend ist vielmehr ihre tatsächliche Handlungsfähigkeit und Ausstrahlungs-
kraft in der Region. Zielstellung ist es, durch die Veränderung von Rahmenbedingun-
gen die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Städte zu stärken und so die po-
sitive Entwicklung von Regionen zu befördern. 
 
Der Landtag fordert die Landesregierung auf: 
 

- den engen Dialog mit den Landkreisen, kreisfreien Städten, Gemeinden und 
kommunalen Spitzenverbänden im weiteren Reformprozess fortzuführen, 

- unter Beteiligung der kommunalen Mandatsträger Vorschläge zu unterbreiten, wie 
die Bedingungen für die ehrenamtliche Tätigkeit der Kreistagsabgeordneten mit 
konkreten Maßnahmen verbessert werden können, 

- die Elemente der Bürgerbeteiligung in der Kommunalverfassung auszubauen, 
indem 

 
1. bei einem Bürgerbegehren der bisher erforderliche Kostendeckungsvorschlag 

durch eine qualifizierte Kostenschätzung ersetzt wird, 
2. die Möglichkeit des Ausschlusses der Briefwahl bei Bürgerentscheiden gestri-

chen wird, 
3. die Prüfung der rechtlichen Zulässigkeit von Bürgerbegehren durch die Kom-

munalaufsicht erfolgt,  
4. Kinder und Jugendliche bei Planungen und Vorhaben, die ihre Interessen be-

rühren, in angemessener Weise beteiligt werden können, 
5. die Kürzung des Negativkataloges von Verfahren, zu denen ein Bürgerbegeh-

ren ausgeschlossen ist (§ 15 Abs. 3 BbgKVerf), geprüft wird, 
 

- zu prüfen, mit welchen Maßnahmen die finanzielle Leistungsfähigkeit der Kom-
munen nachhaltig verbessert und der Abbau des Investitionsstaus in hochver-
schuldeten Kommunen gefördert werden kann, 

- durch eine transparente Haushaltsaufsicht gravierenden Schieflagen insbesonde-
re bei der Anhäufung von Kassenkrediten entgegenzuwirken, 

- die organisatorische und strukturelle Umstellung der Kulturfinanzierung bis Ende 
2018 abzuschließen und die veränderte Kulturfinanzierung zum 01.01.2019 in 
Kraft zu setzen, 

- bis zum Inkrafttreten der veränderten Kulturfinanzierung den Bestand dieser Kul-
tureinrichtungen sicherzustellen, 

- Landkreise, die im Rahmen der Kreisgebietsreform mit bislang kreisfreien Städten 
fusionieren,  durch einen temporären Standardanpassungszuschuss finanziell zu 
entlasten, 

- im Rahmen des finanzwissenschaftlichen Gutachtens zur Symmetrieüberprüfung 
und der Fortschreibung des Kommunalen Finanzausgleichs Vorschläge zu entwi-
ckeln: 

1. wie die Soziallasten im kommunalen Finanzausgleich stärker berücksichtigt 
werden können, 
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2. wie Landkreise mit besonders großer Fläche stärker unterstützt werden kön-
nen, 

3. wie die Ausgleichsfunktion derjenigen Landkreise sichergestellt werden kann, 
die nicht an Berlin angrenzen, 

4. wie der derzeitige Bedarfsansatz der Städte Brandenburg an der Havel, Cott-
bus und Frankfurt (Oder) für allgemeine Schlüsselzuweisungen für Gemein-
deaufgaben unter Berücksichtigung ihrer oberzentralen Funktion fortgeschrie-
ben werden kann. 

- bei der Übertragung von Immobilien im Rahmen der Funktionalreform analog der 
Regelungen des § 107 Brandenburgisches Schulgesetz zu verfahren. 

 
Begründung: 
 
Der Landtag Brandenburg hat sich in den letzten Jahren intensiv mit den Verwal-
tungsstrukturen im Land beschäftigt. Dieser Prozess mündet in den heutigen Leit-
bildbeschluss. Damit bekräftigt der Landtag das Vorhaben, die kommunalen Verwal-
tungsstrukturen grundlegend zu reformieren. Mit der Reform bietet sich auch die 
Chance, wichtige Grundlagen für die Arbeit der Landkreise, kreisfreien Städte und 
Gemeinden wie die Kommunalfinanzen, die Bürgerbeteiligung und die ehrenamtliche 
Kommunalpolitik den veränderten Rahmenbedingungen anzupassen. Viele dieser 
Aspekte betreffen aber nur mittelbar den eigentlichen Leitbildbeschluss und sind bis-
her noch offen. Insofern soll der Landtag mit der Entschließung bereits heute einzel-
ne Festlegungen zu finanziellen und rechtlichen Fragen treffen, um die Planungssi-
cherheit für die betroffenen  Kommunen zu erhöhen. 
Dazu zählt die Forderung nach einer intensiven Einbeziehung der Landkreise, kreis-
freien Städte, Gemeinden und kommunalen Spitzenverbände in den weiteren Re-
formprozess. Außerdem sollen ehrenamtliche Kreistagsabgeordnete stärker unter-
stützt werden. Wesentliche Festlegungen betreffen darüber hinaus die Vorgaben für 
den künftigen Finanzausgleich und für eine Ausweitung der Bürgerbeteiligung in der 
Kommunalverfassung. Ebenso konkretisiert der Antrag die im Leitbildbeschluss vor-
gesehene Umstellung der Kulturfinanzierung sowie das Verfahren für die Immobi-
lienübertragung im Zuge der Funktionalreform. 
 
 
 
 
Mike Bischoff      Ralf Christoffers 
für die SPD-Fraktion     für die Fraktion DIE LINKE 
 
 
 
 
Axel Vogel 
für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


